
 

 
 

 
 

 

Der Landrat 
Veterinär- und Lebensmittelüber-
wachungsamt 

 
Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung Nr. 14/2026 vom 02. Juli 2026  

 
zur Anordnung des verstärkten Monitorings bei Wildschweinen zur Früherkennung der 
Afrikanischen Schweinepest (ASP) im Hochsauerlandkreis außerhalb der Sperrzonen I 

und II und Widerruf der Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung Nr. 10/2026 
 
 
Hiermit wird zum Schutz gegen die Afrikanische Schweinepest (ASP) Folgendes angeordnet: 
 
I.  Widerruf der Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 10/2026 vom 16. April 2026 
Meine Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung Nr. 10/2026 vom 16. April 2026 wird hiermit 
widerrufen. 
 
II. Anordnung zur Errichtung und Gebietsfestlegung eines Monitoringgebietes: 

 
Gem. Artikel 26 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 27 Verordnung (EU) Nr. 2016/429 i.V.m. § 38 Abs. 
11 i.V.m § 10 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) wird hiermit angeordnet, dass Jagdaus-
übungsberechtigte von jedem auf dem Gebiet des Hochsauerlandkreises außerhalb der Sperr-
zonen I und II erlegten oder verunfallten Wildschwein unmittelbar eine Blutprobe zur Untersu-
chung auf Afrikanische Schweinepest zu entnehmen und nach vorheriger Kennzeichnung mit-
tels einer Wildmarke mit dem dazugehörigen Probenbegleitschein unter Angabe des Proben-
nehmers und seiner telefonischen Erreichbarkeit dem Veterinäramt des Hochsauerlandkreises 
zuzuleiten haben (verstärktes Monitoring). 
 
Das Gebiet für das verstärkte Monitoring im Hochsauerlandkreis ist aus der folgenden Karte 
ersichtlich und schraffiert dargestellt. 

 



- 2 - 
 

Hinweis: 
Neben dem Monitoringgebiet enthält die o.a. Karte auch die anderen Restriktionszonen (Sperr-
zone I und II inkl. Kerngebiet). Alle im Hochsauerlandkreis befindlichen Restriktionszonen werden 
auf der Homepage des Hochsauerlandkreises in Form einer interaktiven Karte dargestellt, die 
unter folgendem Link aufgerufen werden kann: 
https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/tierhaltung/le-
bensmittel/tiergesundheit/-seuchenbekaempfung/afrikanische-schweinepest-asp 
 
 

III. Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Für die unter Ziffer I. und II. aufgeführten Anordnungen wird hiermit gem. § 80 Absatz 2 Ziffer. 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) die sofortige Vollziehung im besonderen öffentlichen 
Interesse angeordnet. 
 
 

IV. Bekanntgabe: 
 
Nach § 41 Absatz 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) bestimme ich hier-
mit, dass diese Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung am 03. Juli 2026 und damit einen Tag 
nach der öffentlichen Bekanntmachung als bekannt gemacht gilt. 
Somit tritt diese Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung am 03. Juli 2026 in Kraft und gilt so 
lange bis ich sie aufhebe bzw. widerrufe. 
 

Begründung: 
 
Allgemein: 
 
In der Gemeinde Kirchhundem im Kreis Olpe ist am 14. Juni 2025 der Ausbruch der Afrikanischen 
Schweinepest bei einem Wildschwein amtlich festgestellt worden. Kurz danach wurde unmittelbar 
um den ersten Fundort bei weiteren verendeten Wildschweinen das ASP-Virus nachgewiesen. 
Am 01. Juli 2025 ist anschließend auch im Kreis Siegen-Wittgenstein in der Gemarkung Winges-
hausen bei einem Wildschwein das ASP-Virus nachgewiesen und festgestellt worden. Daraufhin 
wurde seinerzeit auch im Hochsauerlandkreis als betroffener Nachbarkreis mit tierseuchenrecht-
lichen Allgemeinverfügungen vom 09. Juli 2025 eine Sperrzone II (ehemals infizierte Zone) und 
eine Sperrzone I eingerichtet. 
 
Am 11. Februar 2026 wurde im Kreis Siegen-Wittgenstein bei einem in der Gemarkung Schüllar 
erlegten Wildschwein außerhalb der damaligen dortigen Sperrzone II das ASP-Virus amtlich fest-
gestellt. Aufgrund dieses Ausbruchs wurde mit den tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügungen 
02/2026 und 03/2026 vom 02. März 2026 die Sperrzonen II und I im Hochsauerlandkreis bereits 
erweitert. 
 
Zwischen dem 25. Februar 2026 und dem 20. März 2026 wurde erstmals im Hochsauerlandkreis 
auf dem Gebiet der Stadt Schmallenberg im Bereich der Ortschaften Störmecke und Schanze bei 
fünf Wildschweinen das ASP-Virus nachgewiesen.  
Dieser Nachweis hatte zur Folge, dass die Sperrzonen II und I auf dem Gebiet des Hochsauer-
landkreises mit tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügungen 08/2026 und 09/2026 vom 16. April 
2026 nochmals erweitert werden mussten. 
Zwischen dem 22. April und 08. Juni 2026 wurde bei weiteren Wildschweinen das ASP-Virus 
nachgewiesen, mittlerweile bei nunmehr 36 Wildschweinen. Dies macht eine nochmalige Anpas-
sung der Sperrzonen II und I erforderlich, was mit den tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügun-
gen 12/2026 und 13/2026 geschehen ist. 
 

https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/tierhaltung/lebensmittel/tiergesundheit/-seuchenbekaempfung/afrikanische-schweinepest-asp
https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/tierhaltung/lebensmittel/tiergesundheit/-seuchenbekaempfung/afrikanische-schweinepest-asp
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Im Falle des Ausbruchs der Afrikanischen Schweinepest besteht ein erhöhtes Ansteckungsrisiko 
für gehaltene sowie wildlebende Schweine. Mit diesen angeordneten Maßnahmen soll eine Wei-
terverbreitung des Virus innerhalb der Schwarzwildpopulation sowie ein Übertreten des Virus in 
Hauschweinebestände vermieden werden. 
 
Wegen der großen Auswirkungen auf Tierhaltung und Handel und wegen des „klassischen Seu-
chencharakters“ der Afrikanischen Schweinepest sind strengste Maßnahmen geboten. Nur durch 
sofort eingeleitete Maßnahmen kann es gelingen, die Verbreitung der Afrikanischen Schweine-
pest einzudämmen.  
 
 
Zu. I. Widerruf der Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung 10/2026 vom 16. April 
2026: 
 
Die unter I. genannte Allgemeinverfügung wird nach § 49 Abs. 1 VwVfG NRW widerrufen; statt-
dessen ergehen die unter den Ziffern II. bis IV. aufgeführten Anordnungen. 
 
Gem. Art. 64 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/429 bewertet und überprüft die zuständige Be-
hörde die Seuchenlage fortlaufend und passt ggf. die Grenzen der Sperrzonen und legt ggf. zu-
sätzliche Sperrzonen fest. 
Da Erweiterungen bzw. Anpassungen der Sperrzonen II und I notwendig wurden (siehe tierseu-
chenrechtliche Allgemeinverfügungen 12/2026 und 13/2026), was wiederum zu einer Verkleine-
rung des mit tierseuchenrechtlicher Allgemeinverfügung 10/2026 festgelegten Monitoringgebie-
tes führt, war in der Konsequenz die das bisherige Monotoringgebiet festlegende tierseuchen-
rechtliche Allgemeinverfügung Nr. 10/2026 zu widerrufen.  
 

 

Zu II. Anordnung zur Errichtung und Gebietsfestlegung eines Monitoringgebietes: 
 
Wie bereits ausgeführt, führt diese Erweiterung bzw. Anpassung der Sperrzonen II und I zwangs-
läufig zu einer Verkleinerung des Monitoringgebietes, was rechtlich wiederum durch diese tier-
seuchenrechtlichen Allgemeinverfügung umgesetzt wird. 
 
Gemäß Art. 26 der VO (EU) 2016/429 führt die zuständige Behörde eine Überwachung zur Fest-
stellung des Auftretens der gelisteten Seuchen wie u.a. der Afrikanischen Schweinepest durch. 
Nach Art. 27 der VO (EU) 2016/429 muss eine solche „Früherkennung“ sowohl angemessen als 
auch verhältnismäßig sein. 
 
Die zuständige Behörde, hier das Veterinäramt des Hochsauerlandkreises, kann nach § 38 Abs. 
11 i.V.m. § 10 TierGesG zur Vorbeugung vor Tierseuchen und deren Bekämpfung eine Verfügung 
erlassen. 
 
Bei der ASP handelt es sich um eine schwerwiegende, meist tödlich verlaufende Allgemeiner-
krankung der Haus- und Wildschweine, welche die sofortige Anordnung der notwendigen Be-
kämpfungsmaßnahmen erforderlich macht. Um eine weitere Ausbreitung der ASP in andere, 
noch seuchenfreie Gebiete zu verhindern, können die oben genannten Maßnahmen angeordnet 
werden. Ziel ist die Eindämmung der ASP in der Wildschweinpopulation sowie die Verhinderung 
des Übergreifens der ASP auf Hausschweinbestände. Bei einer weiteren Ausbreitung besteht die 
Gefahr großer wirtschaftlicher Schäden, insbesondere im Hinblick auf Handelssanktionen, nicht 
nur für die betroffenen Betriebe, sondern für ganz Deutschland. 
 
Die mit dieser Allgemeinverfügung angeordneten Maßnahmen gehen über das früher durchge-
führte Monitoring hinaus. In der aktuellen Situation kommt der Früherkennung des Eintrags der 
ASP in die Wildschweinpopulation in bisher ASP-freie Gebiete eine erhebliche Bedeutung zu, da 
die schnellstmögliche Erkennung eine wesentliche Voraussetzung für wirksame und effektive Be-
kämpfungsmaßnahmen ist. Die Maßnahmen wurden unter Berücksichtigung des mir eingeräum-
ten Ermessens sowie des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im Rahmen der geltenden 
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Rechtsvorschriften getroffen. Andere, ggf. mildere Möglichkeiten, welche die Einschleppung und 
Ausbreitung der Tierseuche innerhalb des Hochsauerlandkreises effektiv verhindern können, sind 
nicht vorhanden. Die aufgegebenen Bestimmungen sind erforderlich, geeignet und angemessen, 
um die Gefahr des Eintrags, der Ausbreitung und Verschleppung dieser Tierseuche zu vermeiden 
bzw. auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Die unmittelbare Eintrags-, Ausbreitungs- und Ver-
schleppungsgefahr ergibt sich aus der leichten Übertragung des Erregers und der hohen Erkran-
kungsrate. 
 
 

 

Zu III. (Begründung für die Anordnung der sofortigen Vollziehung): 
 
Soweit der Entfall der aufschiebenden Wirkung nicht bereits aus § 37 Satz 1 Tiergesundheitsge-
setz folgt, war sie im vorliegenden Fall gem. § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung 
anzuordnen. Das bedeutet, dass die Allgemeinverfügung zunächst auch dann noch zu befolgen 
ist, wenn Rechtsbehelfe dagegen eingelegt werden. 
 
Die sofortige Vollziehung liegt im überwiegenden öffentlichen Interesse, da ein zeitlicher Auf-
schub der Umsetzung der Maßnahmen zu Folgen führen kann, die später nicht mehr reversibel 
sind – namentlich einer weiteren Ausbreitung der Tierseuche. 
 
Durch die angeordneten Maßnahmen soll eine Weiterverbreitung der Tierseuche und eine Ge-
sundheitsgefährdung empfänglicher Tiere in engerer und weiterer Umgebung, insbesondere ein 
Eintrag in den Hausschweinebestand verhindert werden. 
Ohne die sofortige Geltung der für die Sperrzonen normierten Regelungen steigt die Gefahr, dass 
sich die Krankheit weiter ausbreitet und dadurch erhebliche Schäden verursacht werden.  
Angesichts der Möglichkeit, dass dann rigorose Handelsbeschränkungen gegenüber der Bun-
desrepublik Deutschland oder Teilen davon verhängt werden, was massive volkswirtschaftliche 
Schäden und Existenzgefährdungen Einzelner zur Folge haben könnte, sowie der Möglichkeit, 
dass für eine Vielzahl von Tieren erhebliche Gesundheitsgefahren drohen, kann sich die Behörde 
nicht auf die aufschiebende Wirkung etwaiger Rechtsbehelfe und der damit verbundenen zeitli-
chen Verzögerungen hinsichtlich der Bekämpfung der Tierseuche einlassen.  
Daher müssen private Interessen an einer aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs gegen-
über dem öffentlichen Interesse an der sofortigen Vollziehung zurückstehen. 
 
Das bedeutet, dass diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung auch dann noch zu befolgen 
ist, wenn Rechtsbehelfe dagegen eingelegt werden 
 
Die getroffenen Anordnungen sind erforderlich, geeignet und angemessen und damit verhältnis-
mäßig, da aufgrund des vorliegenden Sachverhaltes mildere Maßnahmen, die in gleicher Weise 
effektiv wären, nicht ersichtlich bzw. nicht zielführend sind. Die Anordnungen verfolgen den 
Zweck, einen möglichen Seuchenherd und die Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest so 
einzudämmen, dass eine mittel- oder unmittelbare Verschleppung des Virus bereits zum frühest-
möglichen Zeitpunkt vermieden wird. 
 
 
Zu IV. (Begründung für die besondere Bekanntgabe): 
 

Nach § 41 Absatz 4 Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) gilt ein Verwal-
tungsakt zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben und damit 
i.S.v. § 43 Absatz 1 VwVfG NRW als wirksam.  
Gem. § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG kann in einer Allgemeinverfügung wie dieser allerdings ein 
davon abweichender Tag, frühestens jedoch der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt 
werden. Aufgrund der aus den obigen Ausführungen hervorgehenden Eilbedürftigkeit und zur 
Verhütung der Weiterverbreitung der Afrikanischen Schweinepest wurde von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht. 
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Damit gilt diese tierseuchenbehördliche Allgemeinverfügung am 03. Juli 2026 und damit einen 
Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung als bekannt gegeben und tritt am 03. Juli 2026 in 
Kraft. 
 
 
Ihre Rechte (Rechtsbehelfsbelehrung): 
 
Gegen diesen Bescheid kann vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jäger-
straße 1, binnen eines Monats nach Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift des/der Urkun-
denbeamten/in der Geschäftsstelle Klage erheben. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmen-
bedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben werden. 
 
Wird die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die angefochtene Verfügung in Ur-
schrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
1.) Weitere Informationen zu der o.a. ERVV erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
2.) Eine Klageerhebung hätte gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Zff. 4 VwGO aufgrund der angeordneten sofortigen 

Vollziehung keine aufschiebende Wirkung und würde den betroffenen Personenkreis daher nicht von der 
Pflicht zur Beachtung bzw. Befolgung dieser Verfügung entbinden. 
Das Verwaltungsgericht Arnsberg kann die aufschiebende Wirkung der Klage auf Antrag wiederherstellen. 
Ein derartiger Antrag wäre beim Verwaltungsgericht in 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1, zu stellen. Diesem 
sollen zwei Kopien des entsprechenden Schriftsatzes beigefügt werden. Der Antrag kann auch bei der Ge-
schäftsstelle des Verwaltungsgerichts in Arnsberg zu Protokoll gegeben werden. 

 

 

Allgemeiner Hinweis: 

Verendet aufgefundene Wildschweine sind unverzüglich dem Veterinäramt des Hochsauerland-
kreises unter Angabe der genauen Koordinaten des Fundortes sowie der Anschrift und Telefon-
nummer der meldenden Person an folgende E-Mail-Adresse mitzuteilen: asp.fundmel-
dung@hochsauerlandkreis.de 
 

 

Im Auftrag: 

gez.  

Hellwinkel 

 
 

http://www.justiz.de/

